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Az.: 114-

Rahmenvertrag
zwischen - im folgenden Text Auftragnehmer (AN) genannt -
​​__________________________
__________________________

__________________________
und der

Bundesrepublik Deutschland,

diese vertreten durch das

Bundesministerium für Verkehr,

dieses vertreten durch das

Kraftfahrt-Bundesamt

Fördestraße 16

24944 Flensburg

- im folgenden Text Auftraggeber (AG) genannt -

wird folgender Vertrag
unter der
Auftragsnummer
114-
geschlossen:
§ 1 Gegenstand des Rahmenvertrages

(1) Gegenstand dieses Rahmenvertrages ist die Bereitstellung von Persönlicher Schutzausrüstung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des KBA.
§ 2 Bestandteile des Rahmenvertrages
(2) Ergänzend zu diesem Vertrag gelten:

· die veröffentlichten Vergabeunterlagen des AG, Az.: 114-, einschließlich 
· des aktuellsten Katalogs der Bieterfragen (Anlage xy), 

· der zusätzlichen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (ZVL) des AG(Anlage xy), 

· der allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) in der jeweils geltenden Fassung sowie 

· der Regelungen zur Einführung der elektronischen Rechnung im Kraftfahrt-Bundesamt mit Anhang 1
· das Angebot des AN vom ___________
(3) Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des AN sind ausgeschlossen.

(4) Bei Unstimmigkeiten gelten die unter (1) genannten Vertragsbestandteile in der angegebenen Reihenfolge.

§ 3 Vertragsdauer

(1) Der Vertrag tritt mit Vertragsschluss in Kraft und hat eine Laufzeit von zunächst 24 Monaten.


(2) Er verlängert sich automatisch um weitere 12 Monate, sofern keine der Vertragsparteien spätestens 6 Monate vor Ablauf des Vertrags eine Kündigung ausspricht. 

(3) Die maximale Vertragslaufzeit ist nach insgesamt 48 Monaten erreicht und kann darüber hinaus nicht verlängert werden. 


§ 4 Abruf von PSA (Lieferumfang)
(1) Der AG ist berechtigt, vom AN jeweils eine nach Art und Anzahl der zu liefernden Vertragsgegenstände spezifizierte Bestellung abzurufen. 

(2) Eine Mindestbestellmenge pro Bestellung ist nicht vereinbart. 

§ 5 Lieferort

(1) Die PSA ist an den Dienstsitz des AG in Flensburg, Harrislee oder Dresden zu liefern.


§ 6 Liefer- und Leistungsbedingungen

(1) Hält der AN die in der Leistungsbeschreibung (Anlage xy) vorgesehenen Lieferfristen nicht ein, so gelten die Regelungen der §§ 280 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB).

(2) Kommt der AN seinen Lieferverpflichtungen aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht nach, ist der AG berechtigt, gleichartige PSA im erforderlichen Umfang bei einem anderen AN zu beschaffen; daraus resultierende Mehraufwendungen trägt der AN.

§ 7 Abnahme

(1) Die Gefahr geht mit der Abnahme am Lieferort auf den Empfänger über. Sie erfolgt auf Basis des Lieferscheins.


(2) Eine Mindestabnahme durch den AG besteht während der Vertragslaufzeit nicht.

§ 8 Zahlungsmodalitäten

(1) Die aufgeführten Preise beinhalten sämtliche Nebenkosten (Pauschalvergütung).


(2) Alle Preise verstehen sich rein netto und, soweit Umsatzsteuerpflicht besteht, zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. Diese wird in der zum Zeitpunkt der Leistungserbringung gesetzlich vorgeschriebenen Höhe gesondert in Rechnung gestellt. Änderungen bei der gesetzlichen Umsatzsteuer werden ohne weitere Vertragsänderung bzw. Vergütungsanpassung nachvollzogen.


(3) Eine fällige Vergütung ist innerhalb von 30 Tagen nach Zugang einer prüffähigen elektronischen Rechnung zu zahlen. Der elektronischen Rechnung sind entsprechende Nachweise beizufügen.
Informationen zur Übermittlung einer elektronischen Rechnung ergeben sich aus den Vergabeunterlagen.
§ 9 Preisanpassungen

(1) Sollte es während der Vertragslaufzeit zu erheblichen Kostensteigerungen 


a. beim Tarifentgelt, 

b. den Energiepreisen, 

c. den Maschinenkosten oder 

d. den Transportkosten 


kommen, ist der Auftragnehmer berechtigt, eine Preisanpassung in der Höhe der tatsächlich entstehenden, zusätzlichen Kosten zu verlangen. Die Anpassung ist dem Auftraggeber gegen Nachweis schriftlich anzuzeigen. Im Einvernehmen mit dem Auftraggeber wird die Preisanpassung zum Vertragsbestandteil.

(2) Eine Anpassung der Pauschalvergütung kann erstmalig 12 Monate nach Vertragsbeginn, weitere Anpassungen frühestens 6 Monate nach Wirksamwerden der vorherigen Anpassung angekündigt werden. Eine Anpassung wird frühestens 6 Wochen nach der Ankündigung zum nächsten Monatsbeginn wirksam. 

(3) Begründete Schadenersatzforderungen Dritter an den AG, deren Ursächlichkeit in einer Pflichtverletzung des AN liegen, gehen zu Lasten des AN.

§ 10 Kündigung

(1) Allgemeine Kündigungsregelung


(2) Die Möglichkeit der fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt beiderseits nach Maßgabe des § 314 BGB unberührt.

§ 11 Haftpflichtversicherung

(1) Der AN weist vor Vertragsabschluss dem AG nach, dass er über eine im Rahmen und Umfang marktüblichen Betriebshaftpflicht oder eine vergleichbare Versicherung aus einem Mitgliedstaat der EU verfügt.

§ 12 Schlussbestimmungen
(1) Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform. Die etwaige Nichtigkeit einer oder mehrerer Bestimmungen berührt nicht die Wirksamkeit der übrigen.

(2) An Stelle der unwirksamen Klausel soll eine Regelung treten, die dem angestrebten Zweck der ursprünglichen Bestimmung rechtlich und wirtschaftlich am nächsten kommt.

(3) Gerichtsstand des Vertrages ist der Dienstsitz des Kraftfahrt-Bundesamtes in Flensburg.

(4) Die Rechtsbeziehungen zwischen dem AG und dem AN unterliegen ausschließlich dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Das Recht anderer Staaten sowie internationales Privatrecht sind ausgeschlossen.

	……………………………………..
	
	Flensburg, den 
	

	……………………………………..
	
	Kraftfahrt-Bundesamt 

i. A.
	

	(Auftragnehmer)


	
	(Auftraggeber)
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